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Der Europarat 


I. Allgemeines 

Das Ministerkomitee des Europarats trat im Be- 
richtszeitraum einmal, nämlich am 11. Dezember 
1967 (41. Tagung), in Paris zusammen. Auf der Ebene 
der Ministerbeauftragten fanden fünf Sitzungen 
statt. Vom 29. Januar bis 2. Februar 1968 wurde der 
dritte Teil der 19. Ordentlichen Sitzungsperiode der 
Beratenden Versammlung abgehalten. 

Deutschland Unterzeichnete im Berichtszeitraum 
drei Europäische Übereinkommen: 

— das Europäische Abkommen über den Unterricht 
und die Ausbildung von Krankenpflegerinnen 
am 25. Oktober 1967 (mit Dänemark und Grie- 
chenland, später Frankreich und Großbritannien); 

- die Europäische Konsularkonvention nebst zwei 
Zusatzprotokollen betreffend den Schutz von 
Flüchtlingen und die Zivilluftfahrt am 11. De- 
zember 1967 (mit Griechenland, Island, Italien 
und Österreich, Zusatzprotokoll I nur noch von 
Österreich und Italien, Zusatzprotokoll II nur 
noch von Italien); 

— das Europäische Übereinkommen über Fremd- 
währungsverbindlichkeiten am 11. Dezember 
1967 (mit Österreich, Frankreich und Luxemburg). 

1. Politische Probleme 
a) Europäische Einigung 

Ein Hauptanliegen des Europarats als der um- 
fassendsten zwischenstaatlichen europäischen Orga- 
nisation ist die Förderung des politischen Zusam- 
menschlusses Europas. Im Vordergrund seiner Euro- 
papolitik des letzten Halbjahres standen daher nach 
wie vor die Beitrittsanträge Großbritanniens, Irlands, 
Norwegens und Dänemarks zu den Europäischen 
Gemeinschaften. 

Mit der Entschließung 359 (68) hat die Beratende 
Versammlung in ihrer Januarsitzung 1968 erneut 
zur Überwindung der Spaltung Europas in zwei 
Wirtschaftsblöcke aufgerufen und ihren Wunsch 
zum Ausdruck gebracht, daß der Erweiterung der 
Europäischen Gemeinschaften um Großbritannien 
und die anderen beitrittswilligen Staaten mit allen 
angemessenen Mitteln der Weg geebnet werde. Die 
Frage der Erweiterung der Gemeinschaften war 
auch ein Hauptthema der Dezembersitzung des 
Ministerkomitees, auf der Bundesrat Spühler 
(Schweiz) als amtierender Präsident des EFTA-Rats 
den 7. EFTA-Jahresbericht und der Parlamentarische 
Staatssekretär Jahn als Vertreter des amtierenden 
Präsidenten des EWG-Ministerrats den Bericht der 
EWG vortrugen. Die anschließende Diskussion be- 
handelte ausschließlich die Beitrittsfrage. Staats- 


I minister Lord Chalfont erläuterte den britischen An- 
1 trag und die sieben Vorschläge Wilsons zur euro- 
päischen Zusammenarbeit auf dem Gebiet der 
Industrie und Technologie, die er als Teil des 
britischen Beitrittsantrages bezeichnet. Parlamen- 
tarischer Staatssekretär Jahn erklärte als deutscher 
Vertreter, ein Beitritt Großbritanniens, Irlands, 
Norwegens und Dänemarks zu den Gemeinschaften 
wäre als bedeutender Schritt zur Einigung Europas 
zu werten. Aus den Beitrittsanträgen erwachsende 
Probleme sollten Gegenstand von Verhandlungen 
sein, die so schnell wie möglich auf der Grundlage 
des englischen Beitrittsantrags eröffnet werden soll- 
ten. Die Bundesregierung sei nach sorgfältiger Prü- 
fung zu der Auffassung gelangt, daß Verhandlungen 
zwischen der Gemeinschaft und den beitrittswilligen 
Ländern bei gutem Willen eine Lösung aller Pro- 
bleme ermöglichten. 

b) Beziehungen zu Osteuropa 

Ein wesentlicher Teil der politischen Beratungen im 
Ministerkomitee gilt dem Ost-West-Verhältnis. Par- 
lamentarischer Staatssekretär Jahn gab auf der 
41. Sitzung des Komitees im Dezember 1967 einen 
eingehenden Überblick über den Stand der deut- 
schen Bemühungen, unser Verhältnis zu den ost- 
europäischen Staaten zu verbessern und Kontakte 
mit dem anderen Teil Deutschlands herzustellen. 
Ungeachtet der starren Haltung des Ostberliner Re- 
gimes gegenüber unserer Entspannungspolitik ist — 
so führte der Staatssekretär aus — die Bundesregie- 
rung fest entschlossen, ihren Kurs der innerdeut- 
schen Annäherung fotzusetzen und den Führern in 
Ostberlin klarzumachen, daß ihre Politik des „alles 
oder nichts" den europäischen Entspannungsprozeß 
stört. Der Parlamentarische Staatssekretär gab 
seiner Hoffnung Ausdruck, daß die Mitgliedstaaten 
des Europarats auch weiterhin unsere Entspannungs- 
bemühungen gegenüber dem anderen Teil Deutsch- 
lands als innerdeutschen Vorgang verstehen und 
respektieren. 

Einen wichtigen Platz nimmt ferner die Diskussion 
um die Möglichkeiten zur Verstärkung der Zusam- 
menarbeit des Europarats mit den osteuropäischen 
Staaten ein. Maßgeblichen Anteil daran hat eine 
vom Parlamentarischen Staatssekretär Jahn auf der 
41. Sitzung des Ministerkomitees im Dezember 1967 
vorgetragene deutsche Initiative. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß eine 
Entspannung des Verhältnisses zwischen Ost und 
West die Voraussetzung für die Herbeiführung eines 
dauerhaften und gerechten Friedens in Europa ist. 
Der Europarat kann einen wirksamen Beitrag dazu 
leisten, indem er europäischen Nichtmitgliedsstaa- 
ten, die zur Mitarbeit bereit sind, die Beteiligung 
an den Arbeiten des Europarats auf technischem, 
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wissenschaftlichem, sozialem und kulturellem Ge- 
biet erleichtert. Daher schlug die Bundesregierung 
dem Ministerkomitee vor, 

— den Beschluß des Ministerkomitees, wonach das 
Generalsekretariat Bitten osteuropäischer Staa- 
ten um Überlassung von Dokumenten und Infor- 
mationsmaterial des Europarats entsprechen 
möge, ausdrücklich zu bestätigen und 

— jede sich hinsichtlich einer Beteiligung an den 
Arbeiten des Europarats anbahnende Entwick- 
lung zu prüfen und über die praktische Zusam- 
menarbeit von Fall zu Fall zu entscheiden. 

Ein derartiger Beschluß des Ministerkomitees 
könnte nach Ansicht der Bundesregierung auch dazu 
beitragen, in den osteuropäischen Ländern noch be- 
stehende Vorbehalte gegenüber dem Europarat, die 
bisher engeren Kontakten entgegenstanden, abzu- 
bauen. 

Eine wirkungsvolle Unterstützung des deutschen 
Antrags bildete die auf derselben Sitzung des Mini- 
sterkomitees vorgetragene eingehende Studie des 
Generalsekretärs über die Beziehungen zwischen 
den osteuropäischen Staaten und dem Europarat, 
die in ihrem Ergebnis gleichfalls für einen Ausbau 
der Zusammenarbeit des Europarats mit den ost- 
europäischen Staaten eintrat*. 

Der mit großem Interesse der anderen Mitglied- 
staaten aufgenommene deutsche Vorschlag wird im 
Ausschuß der Ministerbeauftragten in seinen Einzel- 
heiten beraten. 

c) Nahostkrise 

Die Krise im Nahen Osten berührt unmittelbar 
zwar keinen der Mitgliedstaaten des Europarats; 
gleichwohl hat der Europarat im Bewußtsein der 
Verantwortung der europäischen Staaten für den 
Weltfrieden die Vorgänge im Nahen Osten mit 
großer Sorge beobachtet und in der Beratenden 
Versammlung eingehend behandelt. Auf Einladung 
der Beratenden Versammlung sprach der israelische 
Außenminister Abba Eban in ihrer September- 
Sitzung 1967, während der jordanische Außenmi- 
nister Abdul Monem Rifai in der Januar-Sitzung 
1968 den Parlamentariern den arabischen Stand- 
punkt erläuterte. Ansatzpunkte für eine Annäherung 
der gegensätzlichen Standpunkte wurden dabei aller- 
dings nicht ersichtlich. 

d) Griechenland 

Die Frage der Staatenbeschwerde gegen Griechen- 
land vor der europäischen Menschenrechtskommis- 
sion ist unter II, 1, cc behandelt. 


2. Zwischenstaatliche Zusammenarbeit 
a) Arbeitsprogramm 

Das Arbeitsprogramm des Europarats, in Form 
einer umfassenden und nach Sachgebieten geglie- 
derten Übersicht über alle begonnenen und neu zu 


beginnenden Vorhaben erstmals 1966 erstellt, hat 
sich als Instrument für eine nach Schwerpunkten 
ausgerichtete Arbeitsplanung im Europarat bewährt. 
Gleichwohl setzen Beratende Versammlung wie auch 
Ministerkomitee mit Unterstützung des General- 
sekretariats ihre Bemühungen fort, aufgrund inzwi- 
schen gewonnener Erfahrungen das Verfahren zu 
straffen und den Verwaltungsaufwand so gering 
wie möglich zu halten. 

Die Beratende Versammlung verabschiedete auf 
ihrer letzten Sitzung (Januar/Februar 1968) die 
Empfehlung 516 (68). Sie gründet sich auf einen Be- 
richt des Bundestagsabgeordneten Dr. Schulz (Berlin) 
und empfiehlt dem Ministerkomitee Rationalisierung 
der zwischenstaatlichen Zusammenarbeit im Europa- 
rat und vor allem Konzentrierung des Arbeitspro- 
gramms auf die vier Hauptgebiete der Tätigkeit des 
Europarats — Kultur und Erziehung, Recht und 
Verwaltung, Wohn- und Raumordnung, Sozialstruk- 
tur und öffentliche Gesundheit. 

Der Ausschuß der Ministerbeauftragten hat im 
Berichtszeitraum den Vorschlag des Generalsekre- 
tärs geprüft, nicht alljährlich, sondern im Rhythmus 
von zwei oder drei Jahren ein völlig neues Arbeits- 
programm aufzustellen, das bis zur Verabschiedung 
des neuen Programms jährlich lediglich revidiert 
wird. Die Bundesregierung hat den Vorschlag be- 
grüßt, weil er nach ihrer Auffassung eine wün- 
schenswerte Verwaltungsvereinfachung mit sich 
brächte. Sie bedauert jedoch, daß das Generalsekre- 
tariat ihre Anregung, das Haushaltsjahr als maß- 
geblichen Zeitraum für Erstellung und Revision des 
Arbeitsprogramms zu bestimmen, nicht aufgegriffen 
hat. Ihr Vorschlag würde eine bessere Übersicht 
über die Kosten des Arbeitsprogramms ermöglichen, 
als das heute der Fall ist. 

b) Zusammenarbeit zwischen Europarat und Verein- 
ten Nationen 

Der im Jahre 1966 mit dem Besuch des VN-Gene- 
ralsekretärs U Thant in Straßburg eingeleitete 
engere Kontakt zwischen Europarat und Vereinten 
Nationen wurde im Berichtszeitraum mit dem Be- 
such des Vorsitzenden des Ministerkomitees, des 
zyprischen Außenministers Kyprianu, und des Gene- 
ralsekretärs des Europarats in New York fortgesetzt. 
In ihren Gesprächen mit dem Generalsekretär der 
Vereinten Nationen betonte dieser, daß Europa 
mehr zu der Arbeit der Vereinten Nationen bei- 
tragen könne, wenn sich die Beziehungen zwischen 
West- und Osteuropa verbesserten. Der General- 
sekretär des Europarats erörterte außerdem mit den 
Leitern der VN-Sekretariatsabteilungen Fragen der 
Menschenrechte, der Wissenschaft und Technologie, 
der Wirtschaft sowie der Beziehungen mit den Son- 
der- und den Regionalorganisationen. Schließlich be- 
sprach er in einer mit den Vertretern der Mitglied- 
staaten des Europarats sowie Spaniens und Finn- 
lands bei den Vereinten Nationen abgehaltenen 
Sitzung Fragen der Zusammenarbeit des Europarats 
mit den Vereinten Nationen und der Kontakte zwi- 
schen West und Ost auf den Gebieten der techni- 
schen Zusammenarbeit. Das Ergebnis des Besuchs 
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faßte Kyprianu auf der Dezember-Sitzung des Mini- 
sterkomitees dahin zusammen, daß sich die Bezie- 
hungen mit den Vereinten Nationen weiter ver- 
bessert haben und die europäische Präsenz bei den 
Vereinten Nationen bestätigt wurde. 


IL Tätigkeit des Europarats auf Einzelgebieten 
1. Recht 

a) Schutz der Menschenrechte und Grundfreiheiten 

aa) Sachverständigenausschuß für Menschenrechte 

Das Ministerkomitee hat im Oktober 1967 auf 
deutschen Antrag den Sachverständigenausschuß 
beauftragt, sich mit den Überschneidungsproblemen 
zwischen der Europäischen Menschenrechtskonven- 
tion und den beiden von den Vereinten Nationen 
Ende 1966 verabschiedeten Konventionen über wirt- 
schaftliche, soziale und kulturelle Grundrechte so- 
wie über staatsbürgerliche und politische Grund- 
rechte und dem dazu gehörenden Fakultativproto- 
koll zu befassen. Ziel der Arbeiten des Expertenaus- 
schusses ist die Ausarbeitung eines Berichts, der 
einerseits den Mitgliedstaaten die Vorarbeiten für 
die Zeichnung und Ratifikation der VN-Konven- 
tionen erleichtern soll, andererseits aber — soweit 
erforderlich — auch die Einnahme einer einheit- 
lichen Haltung der Vertragsstaaten der Menschen- 
rechtskonvention zu einzelnen Überschneidungs- 
problemen ermöglichen soll. Die Beratungen des 
Expertenausschusses begannen Mitte November | 
1967 und wurden Ende Januar 1968 fortgesetzt. Ein 
erster Bericht wurde fertiggestellt und dem Aus- 
schuß der Ministerbeauftragten zugeleitet. 

Ende 1967 beendete der Sachverständigenaus- 
schuß für Menschenrechte seine Arbeiten am Ent- 
wurf eines „Abkommens über die Immunität von 
Personen, die an Verfahren vor der Menschenrechts- 
kommission und vor dem Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte teilnehmen", und legte ihn dem 
Ausschuß der Ministerbeauftragten vor. Der Entwurf 
sieht gewisse Befreiungen zugunsten von Personen 
vor, wie Rechtsanwälten, Beratern, Zeugen, Sachver- 
ständigen, der Beschwerdeführer und anderen Ver- 
fahrensbeteiligten. 

Diese Befreiung — z. B. Strafverfolgungsfreiheit 
für schriftliche oder mündliche Äußerungen vor 
der Europäischen Menschenrechtskommission oder 
dem Gerichtshof — werden jedoch nicht im per- 
sönlichen Interesse der Betroffenen, sondern nur aus 
Gründen der Verfahrenserleichterung gewährt. 

bb) Internationales Jahr für Menschenrechte 

Am 10. Dezember 1968 jährt sich zum 20. Mal der 
Tag, an dem die Allgemeine Menschenrechtsdekla- 
ration von der Vollversammlung der Vereinten 
Nationen angenommen worden ist. Deshalb wurde 
das Jahr 1968 von der VN- Vollversammlung (Ent- 
schließung 2081 [xx]) zum Jahr der Menschenrechte 
bestimmt. 


Das Ministerkomitee des Europarats hat sich auf- 
grund der Empfehlung 458 der Beratenden Versamm- 
lung erstmalig im Juni 1966 mit dem Gedanken eines 
eigenen Beitrags des Europarats zum Internatio- 
nalen Jahr für Menschenrechte 1968 befaßt. Die Bun- 
desregierung hat entsprechend unserer freiheitlich 
demokratischen Rechtsordnung und unserer freiwilli- 
gen Bindung an die Ziele und Grundsätze der Ver- 
einten Nationen die Initiative der Vereinten Natio- 
nen lebhaft begrüßt. Sie hat sich im Zusammenhang 
mit der Behandlung dieser Empfehlung sowie bei 
den weiteren Beratungen in diesem Jahr wiederholt 
im Ministerkomitee dafür ausgesprochen, daß der 
Europarat in Anbetracht seiner Leistungen auf dem 
Gebiet der völkerrechtlichen Sicherung der Men- 
schenrechte mit einem eigenen Beitrag hervortritt 
und die Initiativen der Vereinten Nationen auf die- 
sem Gebiet im Rahmen seiner Möglichkeiten unter- 
stützt. 

cc) Griechenland 

Die Einschränkung der Menschenrechte in Grie- 
chenland ist nach wie vor Gegenstand großer Sorge 
im Europarat. Einige Mitgliedstaaten, nämlich 
Schweden, Norwegen, Dänemark und die Nieder- 
lande, haben in Übereinstimmung mit der Entschlie- 
ßung vom 23. Juni 1967 des Ständigen Ausschusses 
der Versammlung gemäß Artikel 24 der Europäi- 
schen Menschenrechtskonvention wegen Verletzung 
dieser Konvention Staatenbeschwerde gegen die 
griechische Regierung vor der Europäischen Men- 
schenrechtskommission erhoben. 

I Die Beratende Versammlung befaßte sich in ihrer 
Januarsitzung eingehend mit der Frage, welche 
Haltung der Europarat gegenüber dem griechischen 
Regime einnehmen solle. Aufgrund des Berichts des 
niederländischen Abgeordneten Siegmann nahm sie 
nach langer, lebhafter Debatte die Entschließung 361 
(1968) an, nach der Griechenland, falls es Mitglied 
des Europarats bleiben will, unverzüglich zu einer 
rechtsstaatlichen Ordnung, die die Menschenrechte 
und Grundfreiheiten achtet, und einer demokrati- 
schen und parlamentarischen Staatsform zurück- 
i kehren muß. 

In einer gleichzeitig verabschiedeten Empfehlung 
511 (1968) ruft die Beratende Versammlung die 
Mitgliedstaaten auf, 

— - ihre Haltung gegenüber dem griechischen Regime 

abzustimmen; 

- ihren ganzen Einfluß aufzubieten, um die unver- 
zügliche Rückkehr Griechenlands zu einer demo- 
kratisch-parlamentarischen Herrschaftsform zu 
gewährleisten; 

— das griechische Regime an seinem Versprechen 
festzuhalten, eine demokratische Verfassung zu 
erlassen, und 

— darauf zu achten, daß der Verkündung der Ver- 
fassung so schnell wie möglich freie Wahlen fol- 
gen. 

Die Bundesregierung teilt die von der Beratenden 
Versammlung bereits in der Order vom 26. April, 
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den Entschließungen vom 23. Juni und 26. Septem- 
ber 1967 ausgesprochene Besorgnis und hat ihr da- 
durch Ausdruck gegeben, daß 

- sie zwar eingegangene Verpflichtungen erfüllt, 
neue jedoch bis auf weiteres nicht eingeht; 

-- sie sich in den zweiseitigen militärischen Be- 
ziehungen (gegenseitige Besuche) und in der 
Öffentlichkeitsarbeit {Einladungsprogramm) seit 
dem Umsturz zurückhält; 

— daß sie den diplomatischen Verkehr zwischen 
unserer Botschaft in Athen und der griechischen 
Regierung auf Routineangelegenheiten einge- 
schränkt hat; 

— sie gleichwohl jede Gelegenheit benutzt, um bei 
der griechischen Regierung auf Wiederherstel- 
lung der rechtsstaatlichen, demokratisch-parla- 
mentarischen Ordnung zu dringen. 

Im Rahmen des nach Artikel 24 der Menschen- 
rechtskonvention eingeleiteten Verfahrens vor der 
Europäischen Menschenrechtskommission werden die 
Vorgänge in Griechenland zur tatsächlichen und 
rechtlichen Seite hin untersucht. Die Bundesregie- 
rung wird im Ministerkomitee, vor das das Ver- 
fahren führt, Gelegenheit haben, am letzten und 
wichtigsten Abschnitt des Beschwerdeverfahrens, 
der Beratung und Entscheidung über Maßnahmen 
gegen die griechische Regierung, mitzuwirken. Die 
griechische Regierung ihrerseits hat wiederholt die 
Absicht bekundet, zu demokratischen Grundsätzen 
zurückzukehren. 

Die Bundesregierung ist daher der Auffassung, 
daß vor eigenen deutschen Schritten die Ergebnisse 
der Untersuchungen der Europäischen Menschen- 
rechtskommission abgewartet werden müssen. Sie 
steht im übrigen mit den Vertragsstaaten der Men- 
schenrechtskonvention in ständiger Fühlung und 
wird mit ihnen Zusammenwirken, um der Forderung 
nach Achtung der Menschenrechte in Griechenland 
zur Geltung zu verhelfen. 

b) Das Europäische Komitee für juristische Zusam- 
menarbeit 

Das Europäische Komitee für juristische Zusam- 
menarbeit hat im Dezember 1967 seine 8. Tagung 
in Straßburg abgehalten. Ein Unterausschuß erar- 
beitete den Entwurf eines Übereinkommens über die 
Befreiung von diplomatischen oder konsularischen 
Urkunden von der Legalisation. Er ergänzt das 
Haager Übereinkommen vom 5. Oktober 1961 (BGBl. 
1965 II, 875; BGBL 1966 II, 106) über die Befreiung 
ausländischer öffentlicher Urkunden von der Legali- 
sation, das die diplomatischen und konsularischen 
Urkunden nicht in seinen Anwendungsbereich ein- 
beziehen könne. 

Ein Sachverständigenaussdiuß hat sich 1967 in 
drei Tagungen mit der Staatenimmunität befaßt. Der 
Ausschuß befaßt sich mit Fragen, die mit der Ver- 
klagbarkeit eines Staates Zusammenhängen, der in 
einem anderen Staat nicht-hoheitlich tätig wird. Die 
Arbeiten sind für die Bundesrepublik Deutschland 


von besonderem Interesse, weil das Bundesverfas- 
sungsgericht in seinem Beschluß vom 30. April 1963 
— 2 BvM 1/62 — zum Ausdruck gebracht hat, daß 
eine Regel des Völkerrechts, nach der die inländi- 
sche Gerichtsbarkeit für Klagen gegen einen auslän- 
dischen Staat in bezug auf seine nicht-hoheitliche 
Betätigung ausgeschlossen ist, nicht Bestandteil des 
Bundesrechts ist. 

Der Sachverständigenausschuß hofft, den Entwurf 
eines Übereinkommens im Laufe des Jahres 1968 
fertigstellen zu können. 

Das europäische Übereinkommen über konsula- 
rische Aufgaben und die Protokolle über den Schutz 
von Flüchtlingen sowie über die Zivilluftfahrt sind 
am 11. Dezember 1967 anläßlich der 41. Sitzung 
I des Ministerkomitees des Europarates vom Parla- 
I mentarischen Staatssekretär des Bundesministers 
des Auswärtigen im Namen der Bundesrepublik 
Deutschland unter dem Vorbehalt der Ratifikation 
unterzeichnet worden. 

Die bereits von vier weiteren Mitgliedstaaten des 
Europarats Unterzeichnete Konvention wird drei 
Monate nach Hinterlegung der 5. Ratifikationsur- 
kunde in Kraft treten. Zur Vorbereitung des Ratifi- 
kationsverfahrens soll zunächst mit Österreich eine 
gemeinsame deutschsprachige Übersetzung desüber- 
j einkommens erarbeitet werden. 

I Die besondere Bedeutung der Europäischen Kon- 
I sularkonvention liegt darin, daß erstmalig eine al- 
i len Mitgliedstaaten des Europarats zugängliche ge- 
meinsame Grundlage für Fragen des Konsularrechts 
und damit eine Art „Europäisches Konsulargesetz'' 
geschaffen wurde. Dieses Straßburger Abkommen 
schafft keine Doppelgleisigkeit im Verhältnis zum 
' Wiener Übereinkommen über konsularische Bezie- 
hungen; dies regelt auf einer weltweiten Grundlage 
die Rechtsstellung des Konsuls im Empfangsstaat, 
während das Straßburger Vertragswerk unter Be- 
rücksichtigung der besonderen europäischen Ver- 
hältnisse und unter Bezugnahme auf die im Wiener 
Übereinkommen den Konsuln eingeräumten Rechte 
und Befreiungen in erster Linie deren tatsächliche 
Aufgaben und Befugnisse behandelt. 

Auf Anregung der britischen Regierung vom 
10. März 1963 setzte der Europäische Ausschuß für 
Zusammenarbeit auf dem Gebiet des Rechtswesens 
(CCJ) einen Sachverständigen-Unterausschuß für 
Vorrechte und Befreiungen internationaler Organi- 
sationen und ihrer Bediensteten mit dem Auftrag 
ein, Empfehlungen für eine künftige Koordinierung 
der von den Mitgliedstaaten des Europarats den in- 
ternationalen Organisationen einzuräumenden Vor- 
rechte und Befreiungen zu erarbeiten. Dieser Unter- 
ausschuß hat seine Arbeit im Berichtszeitraum in- 
tensiviert. Es ist daran gedacht, daß die Grundsätze, 
welche auf diesem Gebiet die Unabhängigkeit der 
internationalen Organisationen unter Berücksichti- 
gung ihrer Aufgabenstellung gewährleisten und den 
Grundsatz der Gleichheit aller Mitgliedstaaten wah- 
ren sollen, vom Europarat den Mitgliedstaaten als 
künftig zu beachtende Richtlinien im europäischen 
Bereich empfohlen werden. 
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c) Verschiedenes 

Im Hinblick auf die von den Vereinten Nationen 
für die Zeit vom 26. März bis zum 24. Mai 1968 nach 
Wien einberufene Kodifikationskonferenz über das 
völkerrechtliche Vertragsrecht fand in Straßburg 
vom 31. Januar bis zum 2. Februar 1968 eine Vor- 
konferenz der Europaratsstaaten statt, an der auch 
Beobachter aus Finnland und Spanien teilnahmen. 
Die von dem Generalsekretariat des Europarats mit 
Sorgfalt vorbereitete Vorkonferenz führte zu einem 
von den Beteiligten und namentlich auch von der 
Bundesregierung als sehr nützlich erachteten Ge- 
dankenaustausch über gemeinsam interessierende 
Fragen, die sich aus dem von der Völkerrechtskom- 
mission der Vereinten Nationen vorbereiteten Kon- 
ventionsentwurf über das völkerrechtliche Vertrags- 
recht ergeben. 


2. Kultur 

a) Der Rat für kulturelle Zusammenarbeit 

Der Rat für kulturelle Zusammenarbeit (CCC) trat 
vom 19. bis 23. Februar zu seiner 1. Halbjahres- 
tagiing 1968 zusammen. Als Hauptthema wurde das 
Programm „Die moderne Sprache in der Welt von 
heute" diskutiert, mit dem der Europarat anstrebt, 
daß jeder Schüler in den Mitgliedstaaten mindestens 
eine moderne Fremdsprache erlernt. Dieses Ziel soll 
in zehn Jahren erreicht werden. Der deutsche Dele- 
gierte begrüßte das Programm und sicherte ihm die 
volle Unterstützung Deutschlands zu. Im übrigen 
war die Halbjahrestagung des CCC der Reorganisa- 
tion und der Straffung seines Arbeitsprogramms ge- 
widmet. 

Im Jahre 1966 war eine Studiengruppe eingesetzt 
worden zur Überprüfung des Arbeitsprogramms des 
CCC. Aufgrund der von dieser Studiengruppe ge- 
machten Vorschläge wurde im Jahre 1967 das Ar- 
beitsprogramm des CCC gesichert und an das Ge- 
samtprogramm des Europarats angepaßt. Eine Reihe 
bisheriger Tätigkeiten wurde eingestellt, und einer 
der vier Ständigen Fachausschüsse des CCC, der 
Fachausschuß für Film und Fernsehen, wurde mit 
Wirkung vom 31. Dezember 1967 aufgelöst. Die ge- 
samte Tätigkeit auf dem audovisuellen Sektor und 
mehrere Kulturprogramme wurden auf die drei an- 
deren Ständigen Fachausschüsse des CCC (allge- 
meines und berufsbildendes Schulwesen; Hochschul- 
wesen und Forschung; außerschulische Erziehung) 
übertragen. 

Das Erziehungsprogramm wurde neu unterteilt in 
„Schul- und Hochschulwesen" und „Bildiingswesen 
außerhalb von Schule und Hochschule". Infolge die- 
ser Zweiteilung hat das Komitee für außerschulische 
Erziehung an Bedeutung stark zugenommen. Die 
Programmreform teilte diesem Ausschuß auch die 
Aufgaben zu, die bisher der Ausschuß für Film und 
Fernsehen und der CCC selbst als Kulturangelegen- 
heit im engeren Sinne behandelt hat. Die Arbeit 
des Komitees ist besonders schwierig, weil die 
außerschulische Erziehung in ihren verschiedenen 
Sparten (Jugend- und Erwachsenenbildung, Sport) 


sich im Gegensatz zur schulischen Erziehung nicht 
auf feste Institutionen in den einzelnen Ländern 
stützen kann; es muß daher seine gedanklichen und 
praktischen Arbeitsgrundlagen zum Teil selbst er- 
arbeiten, wobei es sich gerade von der Internatio- 
nalen Zusammenarbeit besonderen Nutzen erhofft. 

Weiter nahm der CCC die von der Studiengruppe 
ausgesprochene Empfehlung an, das Erziehungspro- 
gramm im Zukunft nach zwei Gesichtspunkten zu 
gliedern, und zwar in „Dauernde Fortbildung" und 
„Europa 20 Jahre im voraus". 

Die neuen Ziele im Arbeitsprogramm des CCC 
werden sich erst ab 1969/1970 voll auswirken, da 
viele Projekte noch laufen, deren Abschluß bis zur 
völligen Umstellung des Arbeitsprogramms abge- 
wartet werden muß. Insofern ist das Jahr 1968 ein 
Jahr des Übergangs von der Aufbauperiode, in der 
durch vergleichende Studien die Voraussetzungen 
für die weiteren Arbeiten geschaffen wurden, und 
der Periode der auf die Zukunft ausgerichteten 
Vorhaben. 

Die deutsche Arbeit innerhalb des CCC wird im- 
mer mehr anerkannt. Besondere Beachtung fanden 
in letzter Zeit die Seminare in Gmünd/Eifel (ein 
sog. „Camp pilote") im Mai 1967 mit dem Thema 
„Einführung in die Methoden wissenschaftlicher 
Beobachtung" und in München 1966 über Jugend- 
tourismus. Mit der Kulturarbeit im Europarat be- 
sonders eng verbunden sind die Musische Bildungs- 
stätte in Remscheid und das auf Initiative des Euro- 
parats ins Leben gerufene Schulbuchinstitut in Braun- 
schweig, das das Geschichtsbild in den verschiede- 
nen Mitgliedstaaten einander angleichen will. 

b) Die Konferenz der Europäischen Erziehungs- 
minister 

Anstelle der ursprünglich für Mai 1967 in Athen 
vorgesehenen Europäischen Erziehungsministerkon- 
ferenz wurde vom 12. bis 14. September 1967 in 
Straßburg eine Ad hoc-Konferenz Europäischer Er- 
ziehungsminister abgehalten, an der als Leiter der 
deutschen Delegation der Präsident der Kultus- 
ministerkonferenz der Länder, Minister von Heyde- 
breck, teilnahm. Unter dem Zentralthema „Bildungs- 
explosion" wurden folgende Fragen behandelt: 
Schülerberatung und das Problem des Übergangs 
der Schüler von einer Schulart in die andere; die 
Rolle der Prüfung im Schulsystem; Ausbildung und 
Weiterbildung der Lehrer für Aufgaben der Schüler- 
beratung. 


3. Wirtschaftsstruktur 

In der Satzung des Europarats (Artikel 1 lit. b) 
steht die Wirtschaft an der Spitze der Bereiche, auf 
denen durch Abschluß von Vereinbarungen und 
durch gemeinsame Maßnahmen ein engerer Zusam- 
menschluß zwischen den Mitgliedstaaten angestrebt 
wird. Tatsächlich hat der Europarat jedoch dieses 
Feld weitgehend den anderen Organisationen über- 
lassen, die sich mit den europäischen Wirtschafts- 
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Problemen beschäftigen, vor allem den Europä- 
ischen Gemeinschaften, der EFTA, der OECD und 
der VN-Wirtschaftskommission für Europa. Gleich- 
wohl ist die zwischenstaatliche Tätigkeit des Euro- 
parats auf diesem Gebiet nicht ohne Bedeutung Sie 
äußert sich darin, 

- daß das Ministerkomitee als ständigen Punkt 
seiner Tagesordnung die Frage der politischen 
Aspekte der europäischen wirtschaftlichen Inte- 
gration erörtert, 

— daß die Tätigkeit des Europarats auf anderen 
Gebieten z. T. erhebliche Auswirkung auf den 
Bereich der Wirtschaft hat, wie etwa die Arbei- 
ten in dem Bereich 

- des Rechts: über Patente und Warenzeichen, 

den internationalen Transport von Tieren 
und das Teilzahlungsgeschäft; 

- des Gesundheitswesens: über Lärmbekämp- 

fung und Nahrungsmittelschutz; 

- - des Naturschutzes: über Reinhaltung der Luft, 

der Gewässer, über die Erosion und die 
Wiederaufforstung; 

- daß die Arbeiten an dem Entwurf einer Konven- 
tion auf dem Gebiet der Wirtschaftsstruktur 
(Herstellung und Vertrieb von Rebenerzeugnis- 
sen und Spirituosen) inzwischen abgeschlossen 
worden sind. 

Nicht zu unterschätzen ist auch die Bedeutung 
der Tätigkeit der Beratenden Versammlung auf dem 
wirtschaftlichen Gebiet: Sie nimmt alljährlich die j 
Tätigkeitsberichte der wichtigen wirtschaftlichen Or- 
ganisationen entgegen und legt — nach Erörterung I 
in den Fachausschüssen - — in einer Entschließung 
ihre Bemerkungen dazu nieder, die sodann der be- 
treffenden Organisation zugeleitet wird. 

Die aufgrund von ausführlichen Aussprachen an- 
genommenen Empfehlungen der Beratenden Ver- 
sammlung erleichtern zudem Regierungen und zu- 
ständigen Organisationen ihre Aufgaben auf die- 
sem Gebiet. 


4. Soziale Sicherheit 

Der Sachverständigenausschuß für Soziale Sicher- 
heit konnte auf seiner 27. Tagung (vom 2. bis 6. Ok- 
tober und vom 11. bis 15. Dezember 1967) die Ar- 
beiten an dem vom Internationalen Arbeitsamt vor- 
bereiteten endgültigen Entwurf einer „Europäischen 
Konvention betreffend soziale Sicherheit" im we- 
sentlichen abschließen. Diese Arbeiten gehen auf i 
den Europäischen Kodex für Soziale Sicherheit von I 
1964 zurück, der den Abschluß eines besonderen 
Vertrags bezüglich der sozialen Sicherheit für Aus- 
länder und Wanderarbeitnehmer vorsieht. 

Der endgültige Entwurf beruht auf den zwei 
Grundsätzen 

— Gleichbehandlung der Angehörigen der Vertrags- 
staaten, Flüchtlinge und Staatenlosen durch die 
Gesetzgebung eines jeden Vertragsstaats; 


— Aufrechterhaltung der Ansprüche aus der So- 
zialgesetzgebung ohne Rücksicht auf einen 
Wohnsitzwechsel der geschützten Personen in- 
erhalb des Territoriums der Vertragsstaaten. 

Die Bundesregierung nimmt an den Arbeiten des 
Sachverständigenausschusses für Soziale Sicherheit 
teil. Sie begrüßt die bisher erreichten Ergebnisse, 
tritt jedoch dafür ein, daß das Gleichgewicht in den 
Verpflichtungen der Mitgliedstaaten und damit der 
Grundsatz der Gegenseitigkeit gewahrt wird. 


5. Verkehr 

a) Der „Sachverständigenausschuß für Grenzformali- 
täten", im Jahre 1966 auf Anregung des Europä- 
ischen Komitees für juristische Zusammenarbeit ein- 
gesetzt, hat die Aufgabe, Vereinfachungen bei den 
Grenzformalitäten der Mitgliedstaaten des Eiiropa- 
rats vorzubereiten. 

Auf seiner ersten Sitzung vom 22. bis 26. Mai 1967 
erörterte der Ausschuß folgende Möglichkeiten: 

1. Kontrolle der Reisenden 

a) Sichtvermerke 
Anregung, 

— zur Vereinheitlichung des Sichtvermerks- 
zwangs bzw. der Sichtvermerksbefreiung 
für die Einreise in die Mitgliedstaaten des 
Europarats Listen der einzelnen Mitglied- 
staaten gegenüberzustellen, aus denen 
hervorgeht, welche Staatsangehörigen von 
den Mitgliedstaaten bei einem Aufenthalt 
von weniger als drei Monaten vom Sicht- 
vermerkszwang befreit worden sind; 

— die Antragsformulare für die Beantragung 
von Sichtvermerken anzugleichen. 

b) Pässe 

Einführung einer „carte passport", die für 
Reisen innerhalb der Mitgliedstaaten den 
nationalen Reisepaß ersetzen soll. 

c) Gemeinsame Haltung bezüglich der Abschie- 
bung 

von Personen, die als Touristen in die Mit- 
gliedstaaten eingereist sind, sich jedoch in 
einem Mitgliedstaat niederlassen wollen. 

d) Luftreisen 

Einrichtung von Sonderausgängen für sicht- 
vermerkspflichtige Reisende wurde als un- 
zweckmäßig und als Diskriminierung dieser 
Reisenden angesehen. Zusammenlegung der 
Paß- und Zollkontrollen würden auch nicht zu 
einer beschleunigten Abfertigung der Flug- 
reisenden führen. Flughafengebühr sollte 
künftig beim Flugkartenverkauf miterhoben 
werden. 
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e) Eisenbahnreisen 

Abstimmung der Fahrpläne mit den zustän- 
digen Paß- und Zollbehörden. 

2. Autoreisende 

Abschaffung des Erfordernisses der grünen Ver- 
sicherungskarte innerhalb der Mitgliedstaaten; 
vereinfachte Kontrolle der Omnibusreisenden im 
Transitverkehr. 

b) Internationaler Transport von Tieren 

Der auf Empefhlung 287 (1961) der Beratenden 
Versammlung eingesetzte Ausschuß von Regierungs- 
sachverständigen für den Internationalen Tiertrans- 
port hat nach sechs in den Jahren 1965 bis 1967 ab- 
gehaltenen Sitzungen im November 1967 dem Mini- 
sterkomitee den Entwurf einer „Konvention für den 
Schutz von Tieren auf interntionalen Transporten“ 
vorgelegt. Er enthält im wesentlichen eingehende 
Schutzvorschriften für Pferde, Rindvieh, Schafe und 
Schweine und beschränkt sich bezüglich der übrigen 
Tierarten darauf, lediglich Grundsätze ihrer Behand- 
lung aufzu'Stellen. 
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Der Entwurf wird zur Zeit von den Ministerbe- 
auftragten beraten. 


III. Zusammenfassung 

Die politische Arbeit des Europarats galt im Be- 
richtszeitraum hauptsächlich den Problemen der 
europäischen Einigung (Beitritt Großbritanniens zu 
den Europäischen Gemeinschaften), die im Minister- 
komitee und in der Beratenden Versammlung ein- 
gehend erörtert wurden, und der Frage nach den 
Möglichkeiten des Europarats, zur Ost-West-Ent- 
spannung beizutragen, indem Nichtmitgliedstaaten 
die Teilnahme an Arbeiten der Sachverständigen- 
ausschüsse erleichtert wird. 

Die zwischenstaatliche Zusammenarbeit fand ihren 
Ausdruck in der Auflegung dreier Europäischer 
Übereinkommen zur Unterzeichnung. Weitere Ab- 
kommen werden im Laufe des Jahres 1968 aufge- 
legt werden, nachdem die entsprechenden Vorarbei- 
ten im Berichtszeitraum abgeschlossen wurden. 
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